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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Der Nationalrat folgte in der Herbstsession 2022 seiner vorberatenden SGK, indem er
einer Standesinitiative des Kantons Aargau zur Sicherung der Landesversorgung mit
essenziellen Wirkstoffen, Medikamenten und medizinischen Produkten mit 108 zu 63
Stimmen (bei 1 Enthaltung) keine Folge gab. Die Kommissionssprecher Marcel Dobler
(fdp, SG) und Benjamin Roduit (mitte, VS) hatten zuvor für die Kommissionsmehrheit
ausgeführt, dass das aargauische Anliegen zwar berechtigt sei, dass die Forderungen
indes bereits anderweitig aufgenommen worden seien – etwa im Bericht
«Versorgungsengpässe mit Humanarzneimitteln in der Schweiz: Situationsanalyse und
zu prüfende Verbesserungsmassnahmen» und in der Revision des EpG. Eine Minderheit
rund um Yvonne Feri (sp, AG) argumentierte vergeblich, dass es nun gelte, «den Druck
hochzuhalten und zu vermeiden, dass wir künftig in einen Engpass kommen,
insbesondere wenn sich wiederum eine gesundheitliche Pandemie breitmachen
würde». Die Initiative ist damit erledigt. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Epidemien

Da eine entsprechende Unterstützung für Sport-, Kultur- und Freizeitvereine im
Rahmen des Covid-19-Gesetzes in der Zwischenzeit geschaffen worden war, sprach
sich nach dem Ständerat auch der Nationalrat in der Sommersession 2021 dagegen aus,
der Standesinitiative des Kantons Jura Folge zu geben. Diese ablehnende Haltung hatte
zuvor auch die WBK-NR ausgedrückt, gleichzeitig aber auch eine Verlängerung der
Massnahmen für Sport und Kultur bis Ende 2021 gefordert. Überdies nahmen sowohl
die Kommission als auch der Nationalrat die Petition 20.2025 des Schweizerischen
Katholischen Kirchenmusikverbandes zum Thema «Chorsingen in Zeiten von Corona»
zur Kenntnis. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Mittels Standesinitiative forderte der Kanton Jura im September 2020 die Einführung
einer Preisobergrenze für Hygienemasken und hydroalkoholisches Gel in der
ausserordentlichen Lage. Bei den beiden Gütern handle es sich in Pandemiezeiten um
Grundbedarfsgüter, deren Preise bedingt durch die starke Nachfrage stiegen. Der
Kanton Jura befürchtete Missbrauch durch Personen, die von der besonderen Situation
profitierten und sich bereicherten. Bei ihrer Behandlung im November 2021 erachtete
die SGK-SR die Standesinitiative als überholt und beantragte mit 10 zu 0 Stimmen (bei 2
Enthaltungen), der Forderung keine Folge zu geben. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.11.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Stillschweigend gab der Ständerat in der Wintersession 2021 einer Standesinitiative des
Kantons Jura, welche eine Preisobergrenze für Hygienemasken und
hydroalkoholisches Gel in der ausserordentlichen Lage forderte, keine Folge. Damit
folgte er seiner SGK. Diese erachtete das Anliegen als überholt, vielmehr gelte es nun zu
gewährleisten, dass die Bevölkerung ausreichend mit medizinisch wichtigen Gütern
versorgt werde, erklärte der Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) im Rat. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Im April 2022 befasste sich die SGK-NR mit einer Standesinitiative des Kantons Jura,
die im September 2020 im Hinblick auf die Covid-19-Pandemie eingereicht worden war
und eine Preisobergrenze für Hygienemasken und hydroalkoholisches Gel in der
ausserordentlichen Lage zum Gegenstand hatte. Damit sollte verhindert werden, dass
Notlagen wie bei der Covid-19-Pandemie auch zukünftig wieder durch einzelne
Personen oder Unternehmen ausgenutzt werden. Die Kommission sprach sich mit 14 zu
8 Stimmen gegen Folgegeben aus. In ihrer Medienmitteilung begründete die
Kommissionsmehrheit ihren Entscheid damit, dass es zu Pandemiebeginn zwar
tatsächlich einen Masken- und Desinfektionsmittelmangel gegeben habe, dass diese
Situation allerdings nicht von anhaltender Dauer gewesen sei. Zudem habe der
Preisüberwacher im Zusammenhang mit Fällen von Wucher- und Betrugsverdacht

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.04.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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interveniert. Gemäss der Mehrheit der SGK-NR bestehe die grösste Herausforderung in
der Gewährleistung einer ausreichenden Versorgung mit medizinisch wichtigen Gütern
– etwas, das nicht durch eine Preisbegrenzung erreicht werden könne. Obwohl sich
auch die Kommissionsminderheit um Léonore Porchet (gp, VD) nicht vollständig von
einer Preisobergrenze überzeugt zeigte, war sie dennoch der Meinung, dass es einer
Anpassung der Rechtsgrundlagen bedürfe, um die Wiederholung einer solchen
Situation in Zukunft zu verhindern. Folglich sprach sie sich für Folgegeben aus. In der
Sommersession 2022 kam das Anliegen in den Nationalrat. Nach Ausführungen Lohrs
(mitte, TG) und Porchets für die Kommission resp. die Kommissionsminderheit gab der
Nationalrat der Standesinitiative mit 100 zu 62 Stimmen keine Folge. 5

Suchtmittel

Die Entschiedenheit des Nationalrates, bei der Entkriminalisierung des
Betäubungsmittelkonsums vorwärts zu machen, schlug sich auch in der Behandlung von
drei Standesinitiativen nieder. Eine Initiative des Kantons Solothurn, welche eine
völlige Strafbefreiung des Konsums illegaler Drogen verlangt, war 1996 vom Ständerat
abgelehnt worden, da auf anstehende Lösungsvorschläge des Bundesrates hingewiesen
werden konnte. Da diese auf sich warten liessen und die Initiative der privilegierten
Stossrichtung der nationalrätlichen SGK entspricht, beantragte diese dem Plenum
Annahme des Vorstosses. Zwei vom Ständerat noch nicht behandelte Standesinitiativen
der Kantone Basel-Land und Zürich (St. Iv. 98.300) möchten die ersatzlose Streichung
der Cannabisprodukte aus dem Betäubungsmittelgesetz erreichen; diese Vorschläge
nehmen das „mittlere“ Modell der SGK des Nationalrates auf, weshalb diese auch hier
sinngemäss Zustimmung beantragte. In einer gemeinsamen Abstimmung wurden die
drei Standesinitiativen mit dem sehr knappen Mehr von 67 zu 66 Stimmen
gutgeheissen. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI

Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Ständerat mit zwei Standesinitiativen der
Kantone Baselland und Zürich (St.Iv. 98.300), welche den straffreien Konsum von
Cannabisprodukten verlangen. Er schloss sich dem Nationalrat an und hiess die beiden
Standesinitiativen mit 26 zu 12 resp. 20 zu 19 Stimmen gut. Da die grosse Kammer im
Vorjahr mit der gleichzeitigen Annahme einer noch weiter gehenden Standesinitiative
des Kantons Solothurn, welche der Ständerat 1996 abgelehnt hatte, eine Differenz
geschaffen hatte, musste sich dieser erneut mit diesem Begehren beschäftigen. Da die
Solothurner Initiative im Nationalrat ebenfalls umstrittener gewesen war als die beiden
anderen, blieb die kleine Kammer ihrem früheren Entscheid treu und verwarf sie mit 38
zu 1 Stimmen. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 07.03.2000
MARIANNE BENTELI

Der Kanton Solothurn beabsichtigte im September 2022 mittels Standesinitiative eine
Legalisierung des Anbaus, Handels, Besitzes, Konsums und der Abgabe von Cannabis.
Die Substanz soll vergleichbar mit alkoholischen Getränken reguliert werden. Bei
Cannabis handle es sich um jene illegale Substanz, die hierzulande am häufigsten
konsumiert werde, erklärte der Kanton Solothurn in seiner eingereichten Begründung.
Der Konsum könne verschiedene Folgen nach sich ziehen, die von körperlichen
Auswirkungen bis hin zu psychischen Beeinträchtigungen reichten. Verschärft würden
die Gesundheitsrisiken insbesondere durch synthetische Cannabinoide, welche
teilweise auf legal erworbenes CBD-Hanf aufgesprüht würden. Durch eine Aufhebung
des bestehenden Verbots und durch eine Neuregulierung könnten Cannabisprodukte
kontrolliert und somit die Gesundheitsrisiken gesenkt werden. Weiter betonte der
Nordwestschweizer Kanton, dass der Jugendschutz, die Prävention und die Ergebnisse
der Pilotversuche mit nicht-medizinischem Cannabiskonsum miteinbezogen werden
sollen. Die Forderung der Standesinitiative entsprach derjenigen der parlamentarischen
Initiative Siegenthaler (mitte, BE; Pa.Iv. 20.473). Mitte August 2023 sprach sich die SGK-
SR mit 6 zu 0 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gegen den Solothurner Vorstoss aus. Sie
begründete ihre negative Haltung damit, dass sich die nationalrätliche SGK bereits mit
einer neuen Cannabisregulierung befasse, welche die gleichen Absichten verfolge. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.08.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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Nachdem sich die SGK-SR deutlich gegen eine Standesinitiative des Kantons Solothurn
zur Cannabis-Legalisierung ausgesprochen hatte, war es in der Herbstsession 2023 am
Ständerat, das Geschäft zu diskutieren. Hans Stöckli (sp, BE) machte sich im Namen der
Kommission dafür stark, der Initiative keine Folge zu geben. Er begründete diese
Haltung, indem er auf die parlamentarische Initiative Siegenthaler (mitte, BE; Pa.Iv.
20.473) verwies, die quasi «deckungsgleich» mit der Solothurner Standesinitiative sei.
Eine Annahme Letzterer würde zu Doppelspurigkeiten führen, was man vermeiden
wolle. Stillschweigend gab der Ständerat dem Geschäft keine Folge. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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